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I. Die politische Bedeutung des Konventionsentwurfs 

Nachdem der Völkerbund seit seiner Gründung sich mit der Ab- 
rüstungsfrage beschäftigt, jedoch durch die im Genfer Protokoll gipfeln- 
den Sicherheitsforderungen Frankreichs an einer praktischen Inangriff- 
nahme des Problems jahrelang verhindert worden war, beschlossen 
Völkerbundversammlung und Völkerbundsrat am 25. und 26. September 
1925 endlich, die Vorbereitungsarbeiten für eine erste Allgemeine Ab- 
rüstungskonferenz zu beginnen und einer dazu besonders zu schaffenden 
Kommission, der Vorbereitenden Abrüstungskommission, zu übertragen. 
Diese Kommission hat dann weitere 5 Jahre gebraucht, um die Vor- 
bereitungsarbeiten durchzuführen. In sechs zum Teil monatelangen 
Sitzungen hat sie über den Fragenkomplex der Abrüstung beraten. 
Dabei sind mehr Elemente des Gegensatzes als der Einigkeit zum Vor- 
schein gekommen. 

Die allgemeine Abrüstung ist bekanntlich nach Artikel 8 der 
Völkerbundsatzung eine der Hauptaufgaben des Völkerbundes. Sie ist 
außerdem nach der Einleitung zu Teil V des Versailler Vertrags über 
die deutsche Entwaffnung eine moralische und juristische Verpflichtung 
der Unterzeichner des Versailler Vertrags und ein ebensolcher Anspruch 
Deutschlands. Man hätte nun logischerweise annehmen müssen, daß die 
Vorbereitung für eine allgemeine Abrüstung gar nicht schwierig sein 
könnte, nachdem eine Großmacht wie Deutschland und drei kleinere 
Staaten, Österreich, Ungarn und Bulgarien, auf Grund der Friedens- 
verträge entwaffnet worden waren. Lag doch in den Friedensverträgen 
und besonders im Versailler Vertrag ein ausführliches Schema vor, nach 
dem sogar die Abrüstung einer großen Militärmacht vollzogen worden 
war. Hatten doch in Versailles die hervorragendsten Militärs der Sieger- 
staaten in langen Beratungen sich bemüht, möglichst wirksame 
Methoden der Abrüstung zu finden, und hatte die Durchführung der 
Abrüstung Deutschlands erwiesen, daß diese Methoden auch angewandt 
werden konnten. Bei den Verhandlungen der Vorbereitenden Ab- 
rüstungskommission zeigte es sich jedoch bald, daß man gar nicht 
daran dachte, die Grundsätze und Methoden, die man im Versailler 
Vertrag für Deutschlands Abrüstung festgesetzt hatte, nunmehr zu ver- 
allgemeinern. Man tat vielmehr so, als ob es ein Vorbild der Ab- 
rüstung gar nicht gäbe, und man das Abrüstungsproblem ganz von vorn 
anfangen müsse; als ob man beginnen müsse, zunächst einmal durch 
lange theoretische Untersuchungen militärischer Sachverständiger die 
Frage zu klären, was denn überhaupt Rüstung sei, welche Elemente 
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der Rüstung für eine Rüstungsbeschränkung in Frage kämen und nach 
welchen Grundsätzen und Methoden eine allgemeine Rüstungsbeschrän- 
kung herbeigeführt werden könnte. In unendlichen Diskussionen zahl- 
reicher Sachverständiger wurde auf Grund eines vorher ausgearbeiteten, 
wohl nicht ohne Absicht besonders komplizierten Fragebogens über 
diese Probleme diskutiert. Wenn man die Tausende Seiten von 
Sitzungsberichten, Resolutionen usw. vor sich sieht, die bei diesen Ver- 
handlungen produziert wurden, könnte man glauben, es sei wirkliche, 
ernsthafte Arbeit geleistet worden. Blickt man aber auf das Ergebnis 
so vielen Aufwandes, so muß man leider konstatieren, daß praktisch 
für die Abrüstung dabei so gut wie nichts herausgekommen ist. Die 
Abrüstungsverhandlungen des Völkerbundes haben bisher die Rüstun- 
gen der Welt nicht um einen Soldaten, nicht um ein Maschinengewehr 
vermindert. Das Ergebnis ist bisher vielmehr weiter nichts als eine 
Fülle bedruckten Papiers. 

Damit soll nicht gesagt sein, daß dieses bedruckte Papier nicht 
eine erhebliche politische Bedeutung hätte, denn während der Verhand- 
lungen der Vorbereitenden Abrüstungskommission haben sich die 
Positionen geklärt, die die einzelnen Regierungen zum Abrüstungs- 
problem einnehmen. Man konnte konstatieren, wo wirklicher Wille zur 
Abrüstung vorhanden ist und wo dieser fehlt. Insofern haben die Ver- 
handlungen der Vorbereitenden Abrüstungskommission zur Klärung der 
politischen Lage hinsichtlich der Aussichten auf eine wirkliche all- 
gemeine Abrüstung geführt. 

Die Vorbereitende Abrüstungskommission hat ihre letzte Tagung am 
9. Dezember 1930 schließlich mit der Annahme eines Entwurfs für ein 
internationales Abrüstungsabkommen abgeschlossen, der von der Mehr- 
heit der Kommission als Grundlage für die auf Anfang Februar nächsten 
Jahres einberufene erste Allgemeine Abrüstungskonferenz gedacht ist. 
(Veröffentlicht als Völkerbundsdrucksache C. 440 M. 187. 1931, sowie in 
Material zur Abrüstungsfrage II, gedruckt in der Reichsdruckerei Berlin 
1931 S. 76 — 145.) Aus dieser Tatsache erhellt die politische Bedeutung des 
Konventionsentwurfs. Wenn es auf der Abrüstungskonferenz nach dem 
Willen der Mehrheit der Vorbereitenden Abrüstungskommission gehen 
würde, so wären in die dem Konventionsentwurf beigefügten Listen 
nur noch die Ziffern einzusetzen; d. h., um es durch ein Beispiel zu 
verdeutlichen: Der Konventionsentwurf enthält u. a. eine Anzahl Über- 
sichtsmuster für die Beschränkung der Luftwaffe, in dem eine Rubrik 
für die Namen der an dem zukünftigen Abkommen teilnehmenden 
Staaten bestimmt ist, eine andere die Zahl der Flugzeuge und eine 
dritte die Gesamtmotorenstärke dieser Flugzeuge enthält. Durch Ein- 
setzen der Namen der Staaten und der Ziffern für die Zahl der Flug- 
zeuge und ihre Gesamtmotorenstärke würde die Rüstungsbeschränkung 
der Luftwaffe festgesetzt werden. Dieses geplante Verfahren wäre ganz 
logisch, wenn der Konventionsentwurf der Vorbereitenden Abrüstungs- 
kommission so ausgefallen wäre, daß er wirklich die ausschlaggebenden 
Faktoren der modernen Kriegsrüstung erfassen würde. Dies ist aber 
keineswegs der Fall. Warum hatte denn die Vorbereitende Abrüstungs- 
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kommission nicht das Abrüstungsschema des Versailler Vertrags ihren 
Verhandlungen zu Grunde gelegt, wenn dieses Schema, wie das Beispiel 
Deutschlands zeigte, sehr wohl geeignet war, selbst eine militärische 
Großmacht wirksam abzurüsten? Warum hatte die Kommission neue 
Grundsätze und Methoden für die Abrüstung gesucht? War das ge- 
schehen, weil seit Versailles noch bessere, noch wirksamere Ab- 
rüstungsmethoden erkannt worden waren? Das Ergebnis der Arbeit 
der Vorbereitenden Abrüstungskommission, der Konventionsentwurf, 
beweist das Gegenteil. Er ist gegenüber den Abrüstungsmethoden des 
Versailler Vertrags ein ungeheurer Rückschritt. Dieser Rückschritt ist 
von den hauptsächlichsten Inspiratoren des Konventionsentwurfs mit 
vollem Bewußtsein und mit Absicht gemacht worden. Die entschei- 
denden Militärmächte Europas, allen voran Frankreich, lehnten die 
Abrüstungsmethode des Versailler Vertrags für sich rundweg ab. 
Die ganzen Arbeiten der Vorbereitenden Abrüstungskommission wurden 
von ihnen offenbar nur deshalb in eine andere Richtung dirigiert, um eben 
nicht selbst nach den wirksamen Abrüstungsmethoden des Versailler Ver- 
trags abrüsten zu müssen. Das Problem, um das es sich für diese Staaten 
bei den Vorbereitungsarbeiten für die erste Allgemeine Abrüstungs- 
konferenz handelt, war nicht: Wie lassen wir auf die in den Friedens- 
verträgen erfolgte Abrüstung einzelner Staaten eine gleich wirksame 
allgemeine Abrüstung folgen, wie lösen wir das in der Ein- 
leitung zu den Abrüstungsbestimmungen des Versailler Ver- 
trags gegebene Versprechen, die deutsche Abrüstung soll nur 
der Beginn einer allgemeinen sein, ehrlich und fair sein? Die 
Frage war offensichtlich vielmehr für sie: Wie ist es möglich, zwar ein 
allgemeines Abrüstungsabkommen abzuschließen, aber trotzdem nicht 
wirklich abzurüsten und damit die eigene, ungeheure Rüstungsüber- 
legenheit gegenüber den durch die Friedensverträge abgerüsteten 
Staaten aufrecht zu erhalten? In Wirklichkeit ging es bei den Ver- 
handlungen der Vorbereitenden Abrüstungskommission mehreren der an 
ihnen beteiligten Mächten — besonders Frankreich und seinen Bundes- 
genossen — nicht um Abrüstung, sondern um Erhaltung ihrer Rüstungs- 
überlegenheit gegenüber den abgerüsteten Staaten, nicht um die Er- 
füllung des Friedensideales des Völkerbunds, sondern um Machtpolitik. 

Der deutsche Vertreter in der Vorbereitenden Abrüstungs- 
kommission, Graf J. Bernstorff, hat jahrelang gegen dieses Vorgehen 
angekämpft. Immer wieder hat er auf das deutsche Beispiel, auf die 
militärisch wirklich entscheidenden Momente der Rüstung hingewiesen, 
Einwände erhoben, Gegenvorschläge gemacht. Trotzdem wurde der 
Konventionsentwurf, der in der Hauptsache französische Gesichtspunkte 
enthält, von der Mehrheit der Kommission angenommen. Graf Bernstorff 
und nach ihm der deutsche Außenminister hat den Konventionsentwurf 
in aller Form abgelehnt und als eine ungeeignete Grundlage für ein 
allgemeines Abrüstungsabkommen bezeichnet. Es ist damit zu rechnen, 
daß dieselben Staaten, deren Vertreter in der Vorbereitenden Ab- 
rüstungskommission für den Konventionsentwurf eintraten, versuchen 
werden, ihn zur Verhandlungsgrundlage der im Februar nächsten Jahres 
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zusammentretenden allgemeinen Abrüstungskonferenz zu machen und 
damit den Arbeiten der Konferenz von vornherein eine bestimmte, ihnen 
genehme Richtung zu geben. Es ist schon auf der Sitzung des Völker- 
bundsrats Ende Januar d. J. der Versuch gemacht worden, den Kon- 
ventionsentwurf als für alle an den Arbeiten der Vorbereitenden Ab- 
rüstungskommission beteiligten Staaten verpflichtend hinzustellen, so 
daß also die Konferenz lediglich die Aufgabe habe, in diesen Entwurf 
Ziffern einzuarbeiten. Demgegenüber erklärte der deutsche Reichs- 
außenminister Dr. Curtius in sehr entschiedener Weise, daß der Kon- 
ventionsentwurf keine Verpflichtung darstelle und daß die Deutsche 
Regierung ihn ja auch abgelehnt habe. Der deutsche Außenminister 
wies weiter darauf hin, daß die Frage des Systems der Abrüstung nach 
Auffassung der Deutschen Regierung vollkommen offen sei. Es wird 
sich bei den Verhandlungen der Allgemeinen Abrüstungskonferenz des 
nächsten Jahres also in erster Linie darum handeln, den völlig un- 
genügenden Konventionsentwurf der Vorbereitenden Abrüstungs- 
kommission wesentlich zu ändern und zu verbessern. Daraus erhellt die 
große Bedeutung des Konventionsentwurfs. Seine Kenntnis ist für 
jeden, der den Verhandlungen der Allgemeinen Abrüstungskonferenz 
folgen will, unerläßlich. Nur wer die wichtigsten Bestimmungen des 
Konventionsentwurfs und des Teils V des Versailler Vertrags über die 
deutsche Abrüstung kennt, wird sich über die Aufgaben der deutschen 
Außenpolitik auf der Abrüstungskonferenz des nächsten Jahres ein 
Bild machen und den Genfer Verhandlungen mit Verständnis folgen 
können. 



II. Inhalt und Kritik des Konventionsentwurfs 

Der Konventionsentwurf ist in sechs Teile gegliedert, die Per- 
sonal, Material, Haushaltsausgaben, Nachrichtenaustausch, chemische 
Waffen und allgemeine Bestimmungen überschrieben sind und sechzig 
Paragraphen mit zahlreichen Anlagen enthalten. Der Konventions- 
entwurf will — äußerlich gesehen — durch eine teilweise Beschränkung 
des Personals der Heere und Flotten, des Kriegsmaterials, der für beide 
verwendeten Ausgaben, ferner durch das Verbot der chemischen Waffen 
die Rüstungen beschränken, durch einen allgemeinen Nachrichten- 
austausch über die Rüstungen und durch Schaffung einer ständigen 
Abrüstungskommission die Rüstungen bzw. die durch ein allgemeines 
Abrüstungsabkommen herbeigeführten Beschränkungen derselben 
kontrollieren und damit die Verpflichtungen des Artikels 8 der Völker- 
bundssatzung und das in der Einleitung zu Teil V des Versailler Ver- 
trages gegebene Versprechen, daß der deutschen Abrüstung die 
allgemeine folgen werde, erfüllen. Insoweit scheint alles in bester 
Ordnung. Warum hat dann der deutsche Vertreter auf der Vor- 
bereitenden Abrüstungskommission während der Verhandlungen über 
den Konventionsentwurf immer wieder gegen dessen Bestimmungen 
Verwahrung eingelegt? Warum wimmelt dessen Text von deutschen 
Vorbehalten, und warum haben sowohl der deutsche Delegierte bei den 
Verhandlungen wie der deutsche Außenminister im Völkerbundsrat den 
Entwurf im ganzen abgelehnt und ihn als eine ungeeignete Grundlage 
für die Verhandlungen der allgemeinen Abrüstungskonferenz des 
nächsten Jahres bezeichnet. 

Eine Darlegung der wichtigsten Bestimmungen des Konventions- 
entwurfs und ein Vergleich derselben mit den Bestimmungen des 
Versailler Vertrags über die deutsche Abrüstung werden das klarmachen. 
Betrachten wir zunächst Teil I über das Personal, Kapitel A. Bestand. 
Bekanntlich ist durch den Versailler Vertrag Deutschland die allgemeine 
Wehrpflicht verboten und sein Heer auf 100 000 Mann mit zwölfjähriger 
Dienstpflicht festgesetzt, jede Mobilmachungsvorbereitung und listen- 
mäßige Führung der aus der Armee ausgeschiedenen Soldaten verboten, 
also die Ausbildung von Reservemannschaften unmöglich gemacht 
worden. Der Konventionsentwurf verbietet die allgemeine Wehrpflicht, 
wo eine solche besteht, nicht. Die Beschränkung des Personals soll 
nicht durch eine ziffernmäßige Festlegung der Heeresstärken, sondern 
in der Form festgelegt werden, daß „die durchschnittliche Tagesstärke 4 * 
begrenzt wird. Das bedeutet, daß man die Gesamtsumme aller während 
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eines Jahres von sämtlichen Angehörigen der Wehrmacht geleisteten 
Diensttage zusammenrechnet und durch die Zahl der Tage des be- 
treffenden Jahres dividiert, wobei Urlaubs- und Krankheitstage abge- 
zogen werden. Wie sich diese merkwürdige Berechnung auswirkt, 
dafür ein Beispiel: Frankreich verfügt über rund 4 500 000 Reser- 
visten. Davon nehmen an militärischen Übungen teil jährlich 
230 000 jeweils 20 Tage; das ergibt also eine Tagesdurchschnitts- 
stärke von 12 603. Dies bedeutet also, daß bei der Berechnungs- 
art des Konventionsentwurfs die 4,5 Millionen ausgebildeten französi- 
schen Reservemannschaften auf 12 603 zusammenschrumpfen! Die 
120 000 Reserveoffiziere Frankreichs, von denen 22 000 jährlich 17 Tage 
üben, reduzieren sich gar auf 1000! Die ausgebildeten Reserven fallen 
also so gut wie völlig unter den Tisch und damit der — was das 
Personal angeht — entscheidendste Teil der militärischen Rüstung, der 
Teil, der Deutschland ausdrücklich verboten ist. Während also Deutsch- 
land ausgebildete Reserven und deren listenmäßige Führung verboten 
sind, sollen sie den anderen Staaten weiter unbegrenzt zugestanden 
sein. Aber auch die Zahl der aktiven Truppen vermindert sich ent- 
sprechend den abzuziehenden Krankheits- und Urlaubstagen. Es ist 
klar, daß eine solche Berechnungsart geeignet wäre, die hoffnungslose 
militärische Unterlegenheit zwischen Deutschland und seinen Nachbarn, 
wie sie hinsichtlich der Truppenstärke im Frieden, ganz besonders aber 
im Kriegsfall durch den Versailler Vertrag verursacht ^worden ist, nicht 
beseitigen, sondern aufs neue festlegen würde. 

Wie Frankreich selbst den Wert der Reserven für seine Rüstung 
einschätzt, beweisen folgende Zitate: Marschall Foch sagte in einer 
Rede in Lille am 25. Juni 1926, daß „die Hauptstärke der französischen 
Armee im Kriege auf der Zahl und Tüchtigkeit der ausgebildeten Re- 
serven beruhe“ und der französische Kriegsminister Painleve äußerte 
am 16. Januar 1927, daß Frankreich einen eventuellen Krieg mit der 
„Masse der mobilisierten Reserven führen werde, die eine wirkliche 
Angriffsarmee darstellen“. Am 15. Dezember 1929 sagte Kriegsminister 
Painleve, wenn Frankreich gezwungen sein würde zu mobilisieren, „dann 
würde das französische Herr durch Zahl und Ausrüstung ein mächtiges 
Offensivwerkzeug sein“. Painleve hat in derselben Rede ferner ausge- 
führt, eine der wesentlichsten Bestimmungen der französischen Mobili- 
sierung sei die Möglichkeit, ohne Mobilisierung durch individuelle Ein- 
berufung einen Teil oder die gesamten verfügbaren Reserven, d. h. die 
ersten drei Reserveklassen einzuberufen. Diese Einberufung würde 
weniger als 3 Tage Zeit in Anspruch nehmen. Wenn in der Folge- 
zeit die Mobilisierung angeordnet werde, dann werde sie rascher 
vonstatten gehen und die dadurch geschaffene Deckung eine stär- 
kere sein als 1914. Das Beispiel des Weltkrieges mag die Be- 
deutung der Reserven noch besonders illustrieren. Als der Weltkrieg 
ausbrach, wurden in Deutschland durch den Mobilmachungsbefehl die 
ausgebildeten Reservisten oder, wie man damals sagte, die Mannschaften 
des Beurlaubtenstandes, sofort einberufen. Sie dienten zur Auffüllung 
der aktiven Armee auf Kriegsstärke und zur Aufstellung von Reserve-, 
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Landwehr- und Landsturm-Formationen. Die ausgebildeten Reserve- 
mannschaften machten, als die Mobilmachung beendet war, den weitaus 
größten Teil der an Deutschlands Grenzen aufmarschierten deutschen 
Heere aus. Dasselbe galt natürlich für alle Mächte mit allgemeiner 
Wehrpflicht. Das Verhältnis zwischen aktiver Armee und Reserven 
in Frankreich ist heute so: Die französische Armee zählt im Frieden 
612 000 Mann, dazu kommen im Kriegsfall 4 620 000 Mann. Nach dem 
Konventionsentwurf zählen diese 4 620 000 Mann so gut wie nicht! 

Das Kapitel B des Entwurfs über die Dienstzeit soll nur für die 
Länder mit allgemeiner Wehrpflicht gelten und setzt eine Höchstdienst- 
zeit fest, die jedoch überschritten werden kann, wenn infolge Geburten- 
rückgangs die Jahrgänge zu klein werden. Dabei ist zu beachten, daß 
der Artikel 6 des Konventionsentwurfs als Höchstdauer der aktiven 
Dienstpflicht für Heere mit allgemeiner Wehrpflicht nicht etwa die heute 
in den einzelnen Staaten bestehende Dienstzeit, sondern die höchste 
in irgend einem der an dem Abrüstungsabkommen beteiligten Staaten 
mit Wehrpflicht vorhandene Dienstdauer festsetzt. Das bedeutet also 
praktisch, wenn die Dienstdauer in dem Lande, das die höchste Militär- 
dienstdauer überhaupt hat, beispielsweise drei Jahre beträgt, können 
Staaten, die heute eine geringere Militärdienstzeit haben, diese bis zu 
dieser Höchstgrenze erhöhen. Auch dies nennt sich Abrüstung! Es 
besteht offenbar die Absicht, hier auf der Abrüstungskonferenz einfach 
die in den verschiedenen Staaten mit allgemeiner Wehrpflicht geltenden 
Bestimmungen über die Militärdienstzeit einzufügen. Das würde 
natürlich keinerlei Rüstungsverminderung, sondern nur eine Stabili- 
sierung, eine Fixierung des Vorhandenen bedeuten. 

Der Teil II des Konventionsentwurfs handelt in drei Abschnitten 
über das Material der Land-, See- und Luftrüstungen. Hier soll die t 
Rüstungsbeschränkung bei den Landrüstungen nur durch eine Be- i 
Schränkung der Ausgaben für Unterhalt, Ankauf und Herstellung des 
Kriegsmaterials stattfinden, d. h, also durch die indirekte Methode der 
Budgetbeschränkung, während bei den Seerüstungen gleichzeitig eine 
direkte Beschränkung sowohl der Gesamttonnage wie der der einzelnen 
Schiffsgattungen und eine indirekte Beschränkung durch die Begrenzung 
der jährlichen Ausgaben für Indiensthaltung, Kauf und Herstellung des 
Kriegsmaterials der Seerüstungen erfolgen soll. Bei den Luftrüstungen 
soll dann wieder eine direkte Beschränkung durch Beschränkung der 
Zahl und Gesamtmotorenstärke der bei den Land-, See- und Luftstreit- 
kräften im ständigen Dienst oder in unmittelbarer Bereitschaft 
stehenden Kriegsflugzeuge erfolgen. Woher und zu welchem Zweck 
diese verschiedenen Methoden der Rüstungsbeschränkung bei den drei 
verschiedenen Arten der Rüstungen? Warum bei den Landrüstungen 
nur indirekte Beschränkung auf dem Wege über den Staatshaushalt, 
aber keine Beschränkung des Materials, d. h. der Geschütze, Gewehre, 
Tanks usw., während bei der Seerüstung und auch bei der Luftrüstung 
eine direkte Beschränkung stattfinden soll? Der Unterschied erklärt 
sich aus sehr gewichtigen politischen Gründen. Hinsichtlich der Be- 
schränkung der Seerüstungen liegen bekanntlich schon das 
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Washingtoner Seeabrüstungsabkommen von 1922 und das Londoner 
von 1930 vor, die eine Beschränkung der Gesamttonnage, eine solche 
der Tonnage der einzelnen Schiffsgattungen und eine solche der ein- 
zelnen Schiffsgrößen vorsehen. Dem hat sich der Konventionsentwurf 
angeschlossen. Hinsichtlich der Landrüstungen haben die hoch- 
gerüsteten Staaten, allen voran Frankreich und seine Bundesgenossen, 
sich jeder direkten Rüstungsbeschränkung, d. h. jeder Beschränkung 
des Armeematerials, konsequent widersetzt. Man muß hier wieder an 
die Abrüstungsbestimmungen des Versailler Vertrages erinnern. Sie 
setzen die Bewaffnung des deutschen Heeres vom Geschütz bis zur 
Pistole fest, verbieten die modernsten und wirksamsten Waffen, wie 
schwere Geschütze und Tanks, und verbieten vor allem jegliches 
Material an lagernden Beständen, jedes Reservematerial und obendrein 
die Aus- und Einfuhr von Kriegsmaterial sowie die Rüstungsindustrie 
mit geringen Ausnahmen. Von all diesen Beschränkungelr und Verboten 
findet sich im Konventionsentwurf keine Spur. 

Für Frankreich würde die Annahme des Konventionsentwurfs dem- 
nach z. B. bedeuten, daß die ganzen ungeheuren Mengen von Kriegs- 
material jeder Art, die es am Ende des Weltkriegs besaß, durch den 
Waffenstillstand erhielt, von den Amerikanern kaufte und seit dem Ende 
des Krieges sich angeschafft hat, keinerlei Beschränkung unterworfen 
würden. Man muß hier an die Ziffern der deutschen Abrüstung erinnern 
und darauf hinweisen, daß Deutschland auf Grund des Waffenstill- 
standes abgeliefert hat: u. a. 5000 Geschütze, 25 000 Maschinengewehre, 
3000 Minenwerfer, J700 Jagd- und Bombenflugzeuge; und auf Grund 
der Entwaffnungsbestimmungen des Versailler Vertrags: 6 000 000 Ge- 
wehre und Karabiner, 105 500 Maschinengewehre, 242 500 Maschinen- 
gewehrläufe, 28 470 Minenwerfer und Rohre, 54 887 Geschütze und 
Rohre, 14 014 Flugzeuge und vieles andere mehr. Nach diesen Ziffern 
kann man sich ein Bild von den gewaltigen Mengen an Rüstungs- 
material machen, die in den französischen Arsenalen und in denen 
anderer am Kriege beteiligt gewesener Staaten aufgestapelt sind und 
die nach dem Konventionsentwurf jeder Verminderung und jeder Kon- 
trolle entzogen werden sollen. Auch dies unter dem Motto Abrüstung! 

Erinnert man sich ferner daran, daß Deutschland die Bestände an 
Heeresmaterial genau vorgeschrieben, Materialreserven und die schwe- 
ren Angriffswaffen verboten sind, so erkennt man, daß hinsichtlich der 
Landrüstungen ebenso wie beim Personal auch beim Material die „Ab- 
rüstung“ der anderen Mächte sich nach ganz anderen Methoden voll- 
ziehen soll als die, mit denen im Versailler Vertrag Deutschland 
abgerüstet wurde. Diese Ungleichheit der Methoden bedeutet eine 
ungeheuerliche prinzipielle und praktische Schlechterstellung Deutsch- 
lands. Sie hätte zur Folge, daß die heutige Unsicherheitslage Deutsch- 
lands verewigt würde. Deutschland hat deswegen diese Bestimmungen 
abgelehnt. 

Hinsichtlich der Seerüstungen liegen die Dinge leider, trotzdem der 
Konventionsentwurf für diese auch eine direkte Materialbeschränkung 
vorsieht, kaum besser. Einmal wird auch hier das lagernde Reserve- 
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material, das „nichtsehwimmende“ Material überhaupt nicht einbezogen, 
während es Deutschland durch den Versailler Vertrag wiederum ver- 
boten ist, zum anderen werden die Schiffsgrößen für die anderen 
Staaten sehr viel höher festgesetzt als es für Deutschland im Versailler 
Vertrag geschehen ist. So ist die Höchsttonnage für Linienschiffe bei 
den anderen 35 000, bei uns 10 000 t, für Zerstörer 1850 bei den anderen, 
800 t bei uns. Es muß hier daran erinnert werden, wie völlig un- 
begründet die im Auslande an den Tag gelegte Besorgnis vor dem 
neuen deutschen Panzerschiffstyp ist. Dieser Typus ist nicht mit 
den 10 000 Tonnen-Kreuzern der andern Länder, sondern mit deren 
Linienschiffen zu vergleichen, die ihm an Größe und Armierung weit 
überlegen sind. Dazu kommt, daß uns die Unterseeboote ganz verboten < 
sind, während die anderen solche bis zu 2000 t Größe sollen bauen 
dürfen. Auch hinsichtlich der Seerüstungen würde demnach ein Ab- 
rüstungsabkommen auf der Grundlage des Konventionsentwurfs an der 
durch den Versailler Vertrag zu unseren Ungunsten herbeigeführten 
Rüstungsimparität nichts ändern. Auch hier will der Konventions- 
entwurf ebenso wie bei der Landrüstung zu unseren Ungunsten mit 
zweierlei Maß messen. 

Schließlich die Luftrüstungen. Es ist vorauszuschicken, daß der 
Versailler Vertrag Deutschland jegliche Luftrüstung verbietet, seien es 
Flugzeuge oder Lenkluftschiffe. Im Konventionsentwurf keinerlei 
Verbote dieser Art! Da ist nur von einer Beschränkung der Luft- 
rüstungen hinsichtlich der Zahl und der Gesamtmotorenstärke, aber 
nur des im ständigen Dienst oder in unmittelbarer Bereitschaft 
stehenden Materials und wieder nicht des lagernden Reservematerials, 
die Rede. Würde der Konventfönsentwurf internationales Recht, so 
würde das also bedeuten, daß Deutschland auch fernerhin jeder Luft- 
rüstung und jeden aktiven Luftschutzes, der ihm bekanntlich ebenfalls 
verboten ist, entbehren müßte, während rings um seine Grenzen 
weiterhin tausende von Kampf- und Bombenflugzeugen jederzeit bereit- 
ständen, um nötigenfalls die deutschen Städte anzugreifen. Verfügt 
doch Frankreich allein im Frieden über 1574 und im Kriegsfall über 
2800 Flugzeuge! Auch eine Herabsetzung der Luftrüstung um 20 und 
mehr Prozent würde an der völligen Wehrlosigkeit Deutschlands nicht 
das geringste ändern. 

Man muß hier daran erinnern, daß in der Nachkriegszeit der Wett- 
lauf hinsichtlich der Luftrüstung ein geradezu überstürztes Tempo ange- 
nommen hat. Gegen dieses Wettrüsten in der Luft nimmt sich das 
Wettrüsten der Vorkriegszeit, wenn man die Steigerung der Material- 
ziffern und der Ausgaben in Betracht zieht, geradezu klein aus. Die 
Entwicklung der Flugwaffe hat gewaltige Dimensionen angenommen. 
Dies wird durch nichts deutlicher gemacht als durch die von den 
einzelnen Staaten für Zwecke der Luftrüstung ausgeworfenen 
Summen. Sie betragen 1931 in Frankreich über 2 Milliarden Fr., 
d. h. über 330 Millionen Goldmark, in England über 21 Millionen £ 
oder mehr als 421 Millionen Goldmark. Deutschland jedoch soll 
nach dem Konventionsentwurf in alle Zukunft ohne Luftschutz 
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bleiben. Es handelt sich hier um eine Lebensfrage des deutschen 
Volkes. Während das Völkerrecht den Angriff auf offene Städte ver- 
bietet, ist heute im Zeitalter des Völkerbundes eine Auffassung des 
Krieges im Enstehen, die für den Kriegsfall, wie die französische 
Heeresorganisation es ausdrückt, den Begriff des Volkes in Waffen mit 
allen seinen Konsequenzen in Aussicht nimmt. Man spricht und schreibt 
heute ganz offen darüber, daß in einem zukünftigen Kriege riesige 
Schwärme von Bombenflugzeugen auf die Hauptstadt und die 
wichtigsten industriellen Zentren des Gegners losgelassen werden 
und durch deren Zerstörung der Krieg in wenig Tagen entschieden 
werden soll, wobei den Gasbomben eine besondere Rolle zugedacht ist. 
Im deutschen Volke ist die Kenntnis dieser Entwicklungen und Vor- 
bereitungen viel zu wenig verbreitet. Sonst müßte die Forderung nach 
internationaler Abrüstung, und zwar nach der Abrüstung der anderen 
nach denselben Methoden, die uns aufgezwungen worden sind, ein- 
stimmig und gewaltig laut sein. 

Befinden wir uns nicht auf dem Gebiete der Rüstungen und der 
Kriegsvorbereitung in einer Zeit größter Gegensätzlichkeit und innerer 
Unwahrheit? Seit elf Jahren existiert der Genfer Völkerbund. In zahl- 
losen Konferenzen wird über Organisation des Friedens, Sicherheit, Ab- 
rüstung usw. verhandelt, wird am Ausbau des Völkerrechtes gearbeitet. 
Gleichzeitig steigt die Kurve der Rüstungen höher und höher, am 
höchsten die der gefährlichsten und unmenschlichsten, der Luftrüstung. 
Unbekümmert um alle Friedensideen, um alle Fortschritte des Völker- 
rechts und die Humanisierung des Krieges gehen die Kriegsvorberei- 
tungen der Generalstäbe der rüstungsfreien Staaten ihren Gang, einen 
Gang, der geradewegs zu einer Form des Krieges führt, wie sie furcht- 
barer und unmenschlicher noch nie bestanden hat. Die heutigen Kriegs- 
vorbereitungen zielen auf nichts weniger und nichts mehr als auf den 
Vernichtungskrieg, bei dem jeder Unterschied zwischen Kombattanten 
und Nichtkombattanten, zwischen dem kämpfenden Heer und der Zivil- 
bevölkerung völlig aufgehoben wird. Man muß sich nur einmal die 
Luftmanöver vergegenwärtigen, die in England, Frankreich, Italien und 
anderwärts in den letzten Jahren stattgefunden haben. Das Thema 
war dabei meist ein Angriff auf ein lebenswichtiges städtisches Zentrum 
des Landes und dessen Verteidigung. Es wurde dabei wie von einer 
Selbstverständlichkeit davon ausgegangen, daß der Gegner einen groß- 
angelegten Angriff mit Bombenflugzeugen auf dieses Zentrum unter- 
nehmen würde und die heimische Luftflotte diesen Angriff abzuwehren 
hätte. Das Ergebnis solcher Manöver war dann, daß auch für den 
Luftkrieg der alte Satz vom Hieb als der besten Parade gelte, d. h. daß 
man möglichst dem Gegner zuvorkommen und seine lebenswichtigen 
Städte angreifen müsse, bevor er selbst dazu Zeit gefunden habe. Das 
bedeutet also den Krieg gegen die Zivilbevölkerung, den Abwurf 
hunderter und tausender schwerer Spreng-, Brand- und Gasbomben auf 
die heutigen Großstädte, mit Wirkungen, die unsere durch die Er- 
lebnisse des Weltkrieges ja schon reichlich befruchtete Phantasie sich 
noch kaum vorstellen kann. So die Vorbereitungen der Generalstäbe 
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und Kriegsministerien. Die Inhumanisierung, die Verunmenschlichung 
des Krieges ist nie in einem solchen Ausmaß vorbereitet worden wie 
in unserer Zeit, in der Zeit des Völkerbundes. 

Deutschland aber ist nicht nur die Luftwaffe, sondern auch jeder 
aktive Luftschutz verboten. Ungehindert könnten sich die tausende 
von Kriegsflugzeugen, die in den Ländern rings um Deutschland start- 
bereit in den Hallen stehen, gegen die deutschen Großstädte in Be- 
wegung setzen, ungehindert jedenfalls von deutschem Willen. Die 
Sicherheit Deutschlands ist völlig in der Hand seiner Nachbarn, nicht 
zuletzt, weil Deutschland jedes Luftschutzes entbehrt. Dieser Zustand 
soll nach dem Konventionsentwurf unter dem Deckmantel der 
„allgemeinen Abrüstung“ unvermindert weiterbestehen. Wieder ein 
ungeheuerliches Messen mit zweierlei Maß, eine völlige Negierung von 
Deutschlands Recht auf gleiche Sicherheit mit den anderen Staaten! 
Dazu kommt hinsichtlich der Luftrüstungen noch, daß die zivile Luft- 
fahrt in das Abrüstungsabkommen hineinbezogen werden soll, d. h. zu 
dem Verbot der Flugwaffe für Deutschland noch die Gefahr von Behin- 
derung seiner Verkehrsfliegerei sich ergeben kann. 

Der Teil III des Konventionsentwurfs sieht eine Festsetzung der 
Gesamtsumme der jährlichen Ausgaben für die Streitkräfte und 
militärisch organisierten Verbände zu Lande, zur See und in der 
Luft vor. Dieser nur einen kurzen Artikel umfassende Teil des 
Konventionsentwurfs hat eine besondere Bedeutung und bedarf deshalb 
einiger Erläuterungen. Er will die Abrüstung auf dem indirekten Wege, 
auf dem Wege über die Beschränkung der Rüstungsausgaben herbei- 
führen. Bei den großen finanziellen Schwierigkeiten, mit denen heute 
die meisten Länder zu kämpfen haben, erscheint eine Beschränkung 
der Rüstungsausgaben vielen als besonders wünschenswert. Führende 
englische Politiker, allen voran Englands Vertreter bei den Verhand- 
lungen der Vorbereitenden Abrüstungskommission und sein voraus- 
sichtlicher Vertreter bei den Verhandlungen der allgemeinen Ab- 
rüstungskonferenz, Lord Cecil, können sich nicht genug tun, den Ge- 
danken der Rüstungsbeschränkung durch Herabsetzung der Rüstungs- 
ausgaben immer wieder zu empfehlen. Lord Cecil hat auch bereits den 
verführerischen Gedanken in der Oeffentlichkeit verbreitet, die Kon- 
ferenz müsse mindestens zu einer 25prozentigen Herabsetzung der 
Rüstungsausgaben gelangen. Das sei sogar ihre Hauptaufgabe. Man 
kann sich des Eindrucks nicht erwehren, daß in England eine weit- 
gehende Bereitschaft besteht, den Konventionsentwurf, so wie er ist, 
als allgemeines Abrüstungsabkommen anzunehmen, wenn eine Be- 
schränkung der Rüstungsausgaben aller Länder um 25 Prozent statt- 
findet, daß man also in England dazu neigt, der Scheinlösung des 
Abrüstungsproblems durch den Konventionsentwurf zuzustimmen, wenn 
England dafür eine Erleichterung seines Staatshaushalts um ein Viertel 
der Rüstungsausgaben, d. h. um etwa 550 Millionen Mark jährlich ein- 
tauscht. 

Die Frage, ob die indirekte Rüstungseinschränkung durch die 
Verminderung der Rüstungsausgaben wirklich effektiv und sicher ist, 
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wurde von einem dazu besonders einberufenen Komitee von Finanz- 
sachverständigen in langen Beratungen geklärt. Ein ausführlicher Be- 
richt dieser Finanzexperten vom 28. Februar 1981 liegt vor. Er ist 
nicht ermutigend. Er zeigt, daß die Abrüstung durch die Beschränkung 
der Rüstungsausgaben allein eine sehr zweifelhafte und wenig wirksame 
Sache ist. Die wichtigsten Einwände dagegen sind folgende: Die 

Kaufkraft in den verschiedenen Ländern ist verschieden. Die Kosten 
für Ernährung und Unterbringung eines Soldaten sind in den einzelnen 
Ländern ganz verschieden. So kosten z. B. 214 000 französische 
Rekruten bei einem täglichen Sold von 5 Pfennig dasselbe wie 
5100 englische Rekruten, die täglich 2, — Mark empfangen! Das kleine 
100 000-Mann-Heer Deutschlands erfordert bei der hohen Löhnung des 
deutschen Berufssoldaten für Löhnung sicher erheblich höhere Ausgaben 
als die sechsmal so stark französische Armee! Aehnliches gilt für die 
Preise des Kriegsmaterials. Es ist ein großer Unterschied, ob, wie 
in Deutschland, nur wenige von der auf Grund des Versailler 
Vertrages vollzogenen Vernichtung der deutschen Rüstungsindustrie 
ausgenommene Monopolfabriken geringe jährliche Aufträge auszu- 
führen haben, oder ob riesige Fabriken, wie in Frankreich Schneider- 
Creuzot oder in der Tschechoslowakei die Skodawerke, für den 
großen Bedarf von Massenheeren nicht nur des Inlandes, sondern 
auch des Auslandes liefern. Da wird das einzelne Stück natürlich sehr 
viel billiger. Schließlich die Kontrolle: Der Bericht der Budget-Sach- 
verständigen stellt fest, daß erst 26 Monate nach dem Beginn des 
jeweiligen Haushaltsjahres eine Kontrolle der Rüstungsausgaben 
möglich ist. All das bedeutet also, daß die budgetäre Rüstungs- 
beschränkung, wenn sie nicht durch direkte drastische Herabsetzung 
der Rüstungen beim Personal und Material ergänzt wird, völlig un- 
genügend ist, ganz abgesehen davon, daß die sogenannte Wasser- 
dichtigkeit der einzelnen Etats eines Landes untereinander nicht ge- 
währleistet ist. Man kann also beispielsweise beim Industrie- und 
Handelsministerium umfangreiche Kredite für Industrie-Subventionie- 
rung ausbringen, die der Rüstungsindustrie bezahlt werden, damit sie für 
die auf den Heereshaushalt ausgebrachten Beträge mehr Kriegsmaterial 
liefern kann, als das sonst der Fall wäre. Man sieht, auch bei der 
indirekten Rüstungsbeschränkung über das Budget ist man ganz auf 
Treu und Glauben angewiesen, ebenso wie bei der direkten Rüstungs- 
beschränkung über das Material und Personal. Gerade die Tatsache 
der schwierigen Kontrolle wurde aber bei den Verhandlungen der Vor- 
bereitenden Abrüstungskommission als Haupteinwand gegen die direkte 
Rüstungsbeschränkung geltend gemacht, und behauptet, die Kontrolle 
der Budgets sei leichter und einfacher. Lord Ceeil bringt bei seiner 
Abrüstungspropaganda diesen Gedankengang auch heute immer wieder 
in den Vordergrund. Vom deutschen Standpunkt ist zur Rüstungs- 
beschränkung über den Haushalt noch daran zu erinnern, daß die Be- 
schränkung der Rüstungsausgaben die einzige Beschränkung ist, die 
man im Versailler Vertrag uns nicht auf erlegt hat. Es wäre schon der 
Gipfelpunkt der Unfairheit, wenn man uns, wie das im Versailler Vertrag 
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geschehen ist, zunächst das teuerste Rüstungssystem aufzwingen, und 
dann nachher in einem allgemeinen Abrüstungsabkommen durch Be- 
schränkung der Rüstungsausgaben noch daran hindern wollte, das durch 
den Vertrag Erlaubte wenigstens bis zur Höchstgrenze auszuschöpfen 
und dabei gleichzeitig von uns verlangen wollte, das teuere und un- 
rationelle Rüstungssystem des Versailler Vertrages aufrechtzuerhalten! 

Der IV. Teil des Konventionsentwurfes über den Nachrichten- 
austausch sieht vor, daß jeder Staat dem Generalsekretariat des Völker- 
bundes regelmäßig ausführliche Nachrichten über seine Rüstungen nach 
zwölf dem Text des Entwurfs als Anlagen beigefügten Musterlisten 
übersendet. Diese Listen beziehen sich auf die im Mutterlande und in 
den Kolonien stehenden „militärisch organisierten Verbände“, die See- 
streitkräfte, die militärisch organisierten Verbände zur See, die im 
Mutterlande stehenden Luftstreitkräfte, die Gesamtstärke der Luftstreit- 
kräfte, die in den Ueberseegebieten stehenden Luftstreitkräfte, die im 
Mutterlande und in den Ueberseegebieten stehenden militärisch orga- 
nisierten Verbände der Luftfahrt. Es ist ferner in diesem Teil des 
Konventionsentwurfes vorgesehen, daß Mitteilung über diejenigen 
jungen Leute gemacht werden muß, die eine „obligatorische militärische 
Vorbildung erhalten“, während die freiwillige militärische Vorbildung 
unberücksichtigt bleibt. Die militärische Vorbereitung der Jugend, be- 
kanntlich ein Kernstück der französischen Heeresorganisation, wird also 
durch den Konventionsentwurf allgemein erlaubt, während sie für 
Deutschland durch den Versailler Vertrag ganz einfach verboten ist. 
Auch an diesem Punkte also soll die Abrüstung der anderen nicht etwa 
nach deutschem Muster vollzogen werden. Hinsichtlich der Offenlegung 
der Rüstungen ist noch zu bemerken, daß auch bei ihr im Konventions- 
entwurf von keinerlei Kontrolle des Heeresmaterials, weder des für den 
aktiven Dienst noch des Reservematerials die Rede ist und ebensowenig 
von dem nichtschwimmenden Material der Marine. Logischerweise muß 
man sagen, wenn dieses Material im Konventionsentwurf überhaupt 
nicht erwähnt wird, ganz unberechtigterweise jedoch vom Standpunkt 
der diesbezüglichen Verbote im Versailler Vertrag. 

Auch der Teil V des Konventionsentwurfs, der von den chemi- 
schen Waffen spricht, atmet denselben Geist der Unaufrichtigkeit wie 
die anderen Teile des Entwurfs. Er verbietet nämlich „unter Vorbehalt 
der Gegenseitigkeit die Verwendung im Kriege von Stick-, Gift- oder 
ähnlichen Gasen, wie von allen ähnlichen Flüssigkeiten, Stoffen oder 
Verfahren“. Klingt das nicht wunderschön? Der greuliche Gaskrieg 
wird also abgeschafft und Gasbomben aus Flugzeugen hat man nicht 
mehr zu fürchten? Leider wird aber nur die Verwendung im Kriege 
verboten, nicht die Vorbereitung der Verwendung dieser Waffen, d. h. 
überall wird der Giftgaskrieg zu Lande und ganz besonders in der Luft 
eifrig vorbereitet, nur anwenden soll man ihn im Kriege nicht unter 
Vorbehalt der Gegenseitigkeit! Die deutsche Delegation auf der Vor- 
bereitenden Abrüstungskommission hat mit Recht die Ausdehnung des 
Verbotes auch auf die Vorbereitung und weiterhin ein Verbot für 
den Abwurf von Bomben aus der Luft sowie das Verbot von groß- 
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kalibrigen Geschützen und Kampfwagen jeder Art verlangt, leider 
ohne Erfolg. 

Schließlich der Schlußabschnitt des Entwurfs, Teil VI, über allge- 
meine Bestimmungen. Er enthält Bestimmungen über Einrichtung einer 
ständigen Abrüstungskommission, der die Kontrolle der Durchführung 
des Abrüstungsabkommens obliegen soll und redet auch von Aus- 
nahmen. Wenn einer der Vertragspartner während der Dauer des 
Vertrages infolge veränderter Verhältnisse „seine nationale Sicherheit“ 
bedroht sieht, kann er die Bestimmungen des Vertrages für sich vor- 
übergehend außer Kraft setzen. 

Unter den Schlußbestimmüngen ist der Artikel 55 besonders zu 
erwähnen. Er lautet: „Der vorliegende Vertrag berührt die Abmachun- 
gen früherer Verträge nicht, auf Grund derer gewisse hohe vertrag- 
schließende Teile eine Beschränkung ihrer Rüstungen zu Lande, zur 
See und in der Luft auf sich genommen und damit wechselseitig ihre 
Pflichten und Rechte auf diesem Gebiet festgelegt haben. 

Folgende Hohe vertragschließende Teile . . ., die diese Verträge 
unterzeichnet haben, erklären, daß die im vorliegenden Vertrage für 
ihre Rüstungen festgelegten Grenzen von ihnen im Hinblick auf die 
Wirksamkeit der im vorhergehenden Absatz erwähnten Abmachungen 
angenommen werden und daß ihr Inkraftbleiben für sie eine wesent- 
liche Voraussetzung für die Einhaltung des vorliegenden Vertrages ist.“ 

Dieser Artikel hat offensichtlich eine doppelte Bedeutung: einmal 
die, daß sich die abgerüsteten Staaten aufs neue freiwillig verpflichten 
sollen, die ihnen auferlegte Abrüstung als rechtsverbindlich anzu- 
erkennen und aufrechtzuerhalten, zweitens, daß die anderen Mächte 
sich nur solange an das allgemeine Abrüstungsabkommen gebunden 
halten, als die abgerüsteten Staaten bei dieser freiwilligen Anerkennung 
und Aufrechterhaltung des ihnen auf gezwungenen Rüstungsstandes be- 
harren. Zum Verständnis dieses wirklich monstruösen Artikels genügt 
es, den deutschen Vorbehalt zu zitieren, der im Konventionsentwurf 
selbst dazu vermerkt ist: „Die deutsche Delegation hat erklärt, daß sie 
gelegentlich des Artikels 53, soweit er sich nicht auf die Verträge von 
Washington und London bezieht, gegen den Konventionsentwurf in 
seiner Gesamtheit stimme. Der Entwurf, wie ihn die Mehrheit der 
Vorbereitenden Kommission auf gestellt habe, schließe wesentliche Fak- 
toren von einer Begrenzung und Herabsetzung der Landrüstungen aus. 
Anstatt zu einer wirklichen Abrüstung zu führen, diene dieser Entwurf 
nur zu Verschleierungen des wahren Rüstungsstandes der Welt oder 
ermögliche sogar eine Erhöhung der Rüstungen. Ihm zuzustimmen, 
würde gleichzeitig für Deutschland die Erneuerung seiner Unterschrift 
unter die Abrüstungsbestimmungen des Versailler Vertrages bedeuten.“ 
Man muß sich den Inhalt dieses deutschen Vorbehalts aus der diplo- 
matischen Sprache in die des täglichen Lebens übersetzen, um den 
Charakter des Artikels 53 noch klarer zu machen: Der Konventions- 
entwurf versucht nicht nur, die Abrüstung der anderen Staaten nach 
ganz anderen Methoden festzusetzen als die, nach denen Deutschland 
abgerüstet worden ist, nach Methoden, die keine Abrüstung, sondern 
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höchstens eine Festlegung des heutigen Rüstungsstandes bedeuten 
würden, sondern er mutet Deutschland allen Ernstes zu, dieser Schein- 
lösung der Abrüstung der anderen zuzustimmen, deren gewaltige, 
Deutschlands Sicherheit aufs schwerste bedrohende Rüstungen förm- 
lich gutzuheißen und dabei gleichzeitig die eigene, im Versailler Ver- 
trag aufgezwungene nicht scheinbare, sondern höchst effektive Ab- 
rüstung mit ihren weitgehenden Beschränkungen wichtigster staatlicher 
Souveränitätsrechte freiwillig von neuem zu unterschreiben, damit das 
uns aufgezwungene Unrecht zum Recht zu stempeln und auf das Recht 
auf gleiche Sicherheit freiwillig zu verzichten. Man weiß nicht, ob 
man solche Forderungen mehr zynisch oder mehr brutal finden soll! 
Soviel läßt sich jedenfalls sagen, diejenigen, die diesen Entwurf in 
erster Linie inspiriert haben, sind wirklich aufs Ganze gegangen, haben 
sich nicht gescheut, die feierlich eingegangene und nie geleugnete Ver- 
pflichtung zur allgemeinen Abrüstung in einer Weise zu „erfüllen“ bzw. 
ihre „Erfüllung“ vorzubereiten, die den großen Gedanken der allge- 
meinen Abrüstung aufs schwerste kompromittieren und dem Völker- 
bund, wenn er diese Farce der Abrüstung gutheißen wollte, den 
schwersten Stoß versetzen müßte. 

Das deutsche Volk muß erkennen, welch falsches Spiel hier ge- 
spielt wird, muß sich darüber klar werden, in welcher Weise mit 
seinen wichtigsten Interessen, mit seiner Sicherheit, mit seinem Recht 
auf Gleichberechtigung, kurz mit Grundfragen seines Daseins umge- 
gangen wird. Der ehemalige französische Botschafter und langjährige 
Präsident der Botschafterkonferenz, Jules Cambon, hat vom Begriff der 
Sicherheit folgende Definition gegeben: „Sicherheit! Das Wort be- 
deutet mehr als die Unversehrtheit der Heimat oder der überseeischen 
Besitzungen. Es bedeutet auch Erhaltung der Achtung, welche die 
Welt dem Volk entgegenbringt, die Wahrung der wirtschaftlichen 
Interessen, es umfaßt mit einem Wort alles, was die Größe, das Leben 
einer Nation ausmacht.“ Dies alles soll dem deutschen Volk durch 
den Konventionsentwurf der Vorbereitenden Abrüstungskommission 
abgesprochen und dauernd entzogen werden! 



ffl. Schlußbemerkungen 

Man muß sich nach dem Vorstehenden fragen, was Deutschland 
eigentlich auf der Abrüstungskonferenz des nächsten Jahres zu suchen 
hätte, wenn die Annahme des Konventionsentwurfs, so wie er ist, ihr 
voraussichtliches Ergebnis wäre. Man kann diese Frage nur dahin 
beantworten, daß Deutschland dann auf dieser Konferenz nichts zu 
suchen hätte. Dann wäre es schon besser, Deutschland würde er- 
klären: Wir sind abgerüstet, wir konstatieren, daß Ihr nicht wirklich 
abrüsten wollt. Wenn Ihr unter Euch ein Abrüstungsabkommen ab- 
schließen wollt, das nur eine Scheinlösung des Abrüstungsproblems 
bedeutet und mit dem Ihr Euch selbst vor der Welt das Zeugnis aus- 
stellen wollt, daß Ihr der moralischen und juristischen Verpflichtung 
der Abrüstung, wie Ihr sie im Versailler Vertrag und in der Völker- 
bundsatzung übernommen habt, nachgekommen seid, so könnt Ihr das 
ja tun, aber bitte ohne uns! Wir brauchen uns durch Unterzeichnung 
eines solchen Scheinabkommens nicht ein Zeugnis für gute Führung 
in Sachen der Abrüstung auszustellen, denn wir sind tatsächlich ab- 
gerüstet! 

Die Hoffnung erscheint jedoch nicht unbegründet, daß es bei dem 
schlechten und ungerechten Konventionsentwurf nicht bleiben wird. 
Sein Text ist nicht nur mit deutschen Vorbehalten und Ein wänden, 
sondern auch mit denen anderer Staaten reichlich bespickt, und die 
Erkenntnis, daß er eine ungenügende Grundlage für ein allgemeines Ab- 
rüstungsabkommen ist, wächst vielerorts. Niemand ist an ihn gebunden, 
und auch diejenigen Regierungen, die ihm zugestimmt und dabei zum 
Teil Bedenken zurückgestellt haben, die sie auf der Abrüstungs- 
konferenz des nächsten Jahres wieder Vorbringen können, haben völlig 
freie Hand. Die Weltwirtschaftskrise und die Finanzschwierigkeiten 
vieler Regierungen sind auch dazu angetan, den Willen zur wirklichen 
Abrüstung zu stärken. 

Die öffentliche Meinung in Deutschland und in der Welt muß in- 
zwischen über den Konventionsentwurf der Vorbereitenden Abrüstungs- 
kommission volle Klarheit gewinnen. Es liegt auf der Hand, daß seine 
Annahme für Deutschland schweres und bitteres Unrecht bedeuten 
würde. Von einer Gleichberechtigung Deutschlands hinsichtlich der Ab- 
rüstungsfrage kann nach dem Konventionsentwurf nicht die Rede sein. 
Deutschlands Anspruch auf eine gleichberechtigte Stellung im Völker- 
bund, auf die es nach Geist und Buchstaben der Völkerbunds- 
satzung und erst recht als große Kulturnation einen selbstverständ- 
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liehen Anspruch hat, würde durch den Konventionsentwurf ihm ver- 
sagt. Bekam die einseitige deutsche Abrüstung im Versailler Vertrag 
durch die von den Gegnern freiwillig übernommene Verpflichtung zur 
allgemeinen Abrüstung einen gewissen Schein des Rechtes, so würde 
die durch den Konventionsentwurf geplante Legalisierung und Ver- 
ewigung des Zustandes einseitiger deutscher Abrüstung bei gleich- 
zeitiger Höchstrüstung der Deutschland umgebenden Staaten ein Un- 
recht größten Ausmaßes darstellen. 

Ein Abrüstungsabkommen auf der Basis des Konventionsentwurfs 
ist für Deutschland unannehmbar. Daran ändern auch theoretische Ver- 
sicherungen, man wolle die Gleichberechtigung Deutschlands anerkennen, 
nichts. Diejenigen Mächte die auf dem Konventionsentwurf beharren, 
müssen sich also klar darüber sein, daß dieses Festhalten am Konventions- 
entwurf der allgemeinen Abrüstung nicht den Weg öffnet, sondern ver- 
sperrt. Die Weltöffentlichkeit aber muß sich die Frage vorlegen, ob sie 
bereit ist, den Weg zur allgemeinen Abrüstung, die doch ein Mittel der 
Befriedung, ein Mittel der Friedenssicherung sein soll, über dem deut- 
schen Volke zuzufügendes schwerstes Unrecht gehen will. Sie muß sich 
weiter darüber klar werden, ob sie eine wirkliche oder nur eine schein- 
bare Abrüstung erstrebt. Daß der Konventionsentwurf keine wirkliche, 
sondern eine Scheinlösung des Abrüstungsproblems bedeutet, ist un- 
bez weif eibar; einmal deswegen, weil er keine wirkliche Herabsetzung 
der Rüstungen herbeiführen kann, da er einige der wichtigsten Fak- 
toren der Rüstung, die Reserven und das Reservematerial wie über- 
haupt das ganze Heeresmaterial außer acht läßt und keinerlei Verbot 
der schweren Angriff swaffen enthält, so wenig wie ein Verbot der Vor- 
bereitung des Gaskrieges oder des Abwurfes von Bomben aus Flug- 
zeugen, zum andern, weil er die Ungleichheit zwischen wirklich abge- 
rüsteten und nicht abgerüsteten Staaten verewigen würde. Die öffent- 
liche Meinung der Welt wird dafür sorgen müssen, daß die Allgemeine 
Abrüstungskonferenz mit anderen Methoden an die Lösung des Ab- 
rüstungsproblems herangeht als die Vorbereitende Abrüstungskom- 
mission mit ihrem unzulänglichen und ungerechten Konventionsentwurf. 



IV. Gegenüberstellung der wichtigsten Bestimmungen des 
Versailler Vertrages über die deutsche Abrüstung und der 
wichtigsten Bestimmungen des Konventionsentwurfs 

Abrüstung 

im Versailler Vertrag im Konventionsentwurf 

von Deutschland durchgeführt von den Siegerstaaten als Erfüllung 

der Gegenverpflichtung gedacht 

Allgemeine Wehrpflicht 
verboten i zugelassen 

Dienstzeit 

festgesetzt freigestellt im Rahmen einer festge- 

setzten Gesamthöchstdienstzeit 

Ausbildung außerhalb der Truppe 

verboten zugelassen 

Vereinigungen oder Lehranstalten 
dürfen sich nicht mit mil. Dingen be- 
fassen und keinerlei Beziehungen 
zur Wehrmacht unterhalten 

Übungen nach der aktiven Dienstzeit 
verboten | zugelassen 

Mil. Schulen 

Nur je eine Schule für Inf., Pi., Art., unbeschränkt 
Kav. zur Ausbildung des Offizier- 
nachwuchses. Alle sonstigen mil. 

Schulen wie Kadettenkorps, Unter- 
offizierschulen, Kriegsakademie ver- 
boten 

Einteilung des Heeres 

Bei Deutschland genau vorge- keinerlei Beschränkung 
schrieben 

Großer Generalstab aufgelöst und zugelassen 
verboten 

Heeresstärken 

Bei Deutschland absolute Zahl der hier nur Maximum der Friedens- 
Gesamtstärke Präsenzstärke — also der jährlichen 

Durchschnittsstärke 
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Offiziere absolute Zahl begrenzt hier nur Maximum der Friedens- 

präsenzstärke — also auch nur 
Durchschnittsstärke 

Stärke der Truppenteile und Stäbe keinerlei Beschränkung 
im einzelnen festgelegt — auch nach 
Offizieren und Mannschaften 

Mobilmachung 

Vorbereitung jeglicher Art verboten | unbeschränkt 

Kontrolle der Ausgeschiedenen ver- zugelassen 
boten 

Material 

Bestand an Waffen und Munition unbegrenzt 
nach Art und Zahl begrenzt 

Schwere Geschütze und schwere keine Beschränkung 

Minenwerfer sowie Tanks verboten 

Anfertigung aller Waffen nur in be- keine Beschränkung 

stimmten Werkstätten und Fabriken 

zugelassen 

Schließung aller anderen Anlagen keine Beschränkung 

zur Anfertigung, Herrichtung oder 
Lagerung oder Herstellung von Ent- 
würfen von Waffen, Munition und 
Kriegsgerät 

Auslieferung und Zerstörung aller Keinerlei Zerstörung oder Abliefe- 

nicht genehmigten Bestände an rung 

Waffen und Kriegsmaterial, sowie 

aller Maschinen und Werkzeuge zur 

Herstellung 

Material 

Verbot der Einfuhr von Waffen, Mu- unbeschränkt zugelassen 
nition oder sonstigem Kriegsmaterial, 
desgl. der Anfertigung und Ausfuhr 
für fremde Länder 

Keine Begrenzung der Ausgaben Begrenzung der Jahresausgaben für 

Material 

Befestigungen 

Abrüstung und Schleifung aller be- Keinerlei Zerstörung von befestigten 
festigten Anlagen westlich einer Anlagen irgendwelcher Art 
Linie, die 50 km ostwärts des Rheins 
liegt 

Verbot jeglicher Neuanlage in ge- keinerlei Verbot 
nannter Zone 

Verbot der Änderung des Systems keinerlei Verbot 
der befestigten Werke an der deut- 
schen Süd- und Ostgrenze 

Festsetzung von Höchstzahlen der keinerlei Beschränkung 
Bestückungen der Festungsanlagen 
nach Art und Zahl 
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Luftfahrt 

1. Allgemein 

Gänzliches Verbot jeglicher Luft- Kein Verbot oder Zerstörung 
streitkräfte zu Lande und zur See 

Verbot und Zerstörung jeglichen Keinerlei Verbot 
Flugabwehrgeräts bei Landstreit- 
kräften 

2. Personal 

verboten Begrenzung der Friedenspräsenz- 

stärke, aber ohne Sonderbegrenzung 
der Offiziere 

3. Material 

verboten Direkte Begrenzung nur der start- 

bereiten, nicht aber der stockierten 
Flugzeuge nach Zahl und Gesamt- 
motorenkraft, der Luftschiffe außer- 
dem nach Rauminhalt 

Budget 

keinerlei Begrenzung Begrenzung der Gesamtausgaben für 

die Streitkräfte und mil. organ. Ver- 
bände zu Lande, zur See und in der 
Luft 

Chemische Waffe 

Unbeschränktes Verbot des Ge- Verbot der Anwendung im Kriege 

brauchs von erstickenden, giftigen auf Gegenseitigkeit, jedoch nicht der 

oder ähnlichen Gasen, sowie aller Vorbereitung in Friedenszeit. Dazu 

entsprechenden Flüssigkeiten, Stoffe Verbot der Verwendung bakteriolo- 

oder Verfahrensarten im Krieg und gischer Kampfmittel 

Frieden 

Verbot der Herstellung genannter unbeschränkt zugelassen 

Kampfmittel 

Verbot allen Materials zur Herstel- unbeschränkt zugelassen 
lung, Aufbewahrung und zum Ge- 
brauch genannter Kampfmittel 
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